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(Rr. 12975.) Geſetz zur zweiten Anderung des Geſetzes zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung 
und Freigabe von Uferwegen im Intereſſe der Volksgeſundheit. Vom 30. Juni 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel 1. 5 


Das Geſetz zur Erhaltung des Baumbeſtandes und Erhaltung und Freigabe von Uferwegen 
im Intereſſe der Volksgeſundheit vom 29. Juli 1922/25. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 213 und 
S. 358) wird folgendermaßen geändert: 
J. Im § 1 Abf. iſt hinter „der Verbandsausſchuß “ einzuschalten „in der Provinz Heffen- 
Naſſau der zuſtändige Landesausſchuß “. ; 
II. Im § 2 Abf. 1 if hinter „des Verbandsausſchuſſes“ einzufchalten „in der Provinz 
Heſſen⸗Naſſau des zuständigen Landesausſchuſſes “. 
III. Im § 4 Abſ. 1 ift hinter „Verbandsausſchuß“ einzuſchalten „Landesausſchuß “. 
IV. Im § 4 Abſ. 2 ift hinter „Verbandsausſchuſſes“ einzufchalten „Landesausſchuſſes “. 


Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit ſeiner Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 30. Juni 1925. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) Braun. Hirtſiefer. 


(Nr. 12976.) Verordnung zur Ausführung des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 in 
den dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung unterſtellten Behörden und 

> Auſtalten. Vom 3. Juli 1925. : 

Auf Grund des § 61 des Betriebsrätegeſetzes vom 4. Februar 1920 (Reichsgeſetzbl. S. 147) wird nach Ver⸗ 

handlung mit den beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer folgendes verordnet: 


J. Allgemeine Veſtimmungen. 
§ 1. 


= Die dem Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung unterſtellten Zweige der Staatsverwaltung 
werden zur Bildung von Einzel und Geſamtbetriebsvertretungen zuſammengefaßt. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags; 25. Juli 1925.) 
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2: 
Als Betriebe im Sinne des Betriebsrätegeſetzes gelten das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und 


Volksbildung, die Provinzialſchulkollegien ſowie die ihnen nachgeordneten ftaatlichen höheren Lehranſtalten, 
Bildungs⸗ und ſonſtigen Anſtalten, die Univerſitäten in Berlin, Königsberg, Greifswald, Breslau, Halle a. S., 


Kiel, Göttingen, Marburg, Bonn und Münſter ſowie die Univerſitätskliniken, -nftitute und anſtalten, das 


Charitékrankenhaus in Berlin, die Techniſchen Hochſchulen in Berlin, Hannover, Aachen und Breslau, das 
Materialprüfungsamt in Berlin-Dahlem, die Preußiſche Staatsbibliothek in Berlin, das Geodätiſche Juſtitut 
und das Aſtrophyſikaliſche Obſervatorium in Potsdam, das Meteorologiſche Inſtitut in Berlin, das Jro- 
nautiſche Obſervatorium bei Lindenberg, die Biologiſche Anſtalt auf Helgoland, das Inftitut für experimentelle 
Therapie in Frankfurt a. M., die Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin, die ſtaatlichen Muſeen in Berlin, 
die Akademie der Künſte, die vereinigten Staatsſchulen für freie und angewandte Kunſt und die Akademiſche 
Hochſchule für Muſik in Berlin, die Kunſtakademien in Königsberg, Düſſeldorf und Caſſel, die Kunſtſchule 
in Berlin, die Akademie für Kunſt und Kunſtgewerbe in Breslau, das Laudesmuſeum und die Gemälde⸗ 
galerie in Caſſel, die Staatliche Bildſtelle in Berlin, die Staatstheater in Berlin, Caſſel und Wiesbaden, 


die Staatliche Auskunftſtelle für Schulweſen und die Hauptſtelle für den naturwiſſenſchaftlichen Unterricht in 2 


Berlin, die Preußiſche Hochſchule für Leibesübungen (Landesturnanſtalt) in Spandau, die Kloſterkammer in 
U 1 


Hannover ſowie die Stiftungen und Staatsnebenfonds mit und ohne Rechtsperſönlichkeit, die den dem 


Miniſterium nachgeordneten Provinzialbehörden unterſtellt find. 
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Die Rechte und Pflichten des Staates als Arbeitgebers übt der Vorſtand der Behörde aus. Er iſt : 


befugt, Beamte der Behörde als beſondere Vertreter zu beſtellen. 


8 4. 
Arbeitnehmer im Sinne des Betriebsrätegeſetzes find Arbeiter und Angeſtellte, die einem der im § 2 
bezeichneten Zweige der Staatsverwaltung unterſtellt find. 


II. Aufbau der Betriebsvertretungen. 


8 5. 0 

Bei jeder Behörde oder Anftalt (§ 2), die die im Betriebsrätegeſetz vorgeſehene Mindeſtzahl von Arbeit- 
nehmern beſchäftigt, wird unbeſchadet des § 51 des Betriebsrätegeſetzes eine örtliche Betriebsvertretung 
(Betriebsrat, Betriebsobmann) gebildet. 

Iſt nach der Zahl der Arbeitnehmer bei einer Behörde oder Anſtalt eine örtliche Betriebsvertretung 
nicht zu bilden, fo kann der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung nach Vollziehung der erſten 
Wahl des Hauptbetriebsrats, nach Benehmen mit dieſem, beſtimmen, daß bei allen Behörden oder Anſtalten, 
die an demſelben Orte ihren Sitz haben, oder bei einem Teile von ihnen eine gemeinſame örtliche Betriebs— 
vertretung gebildet wird. 

§ 6. 

Zur Vertretung aller im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Kunſt und 
Volksbildung beſchäftigten Arbeitnehmer wird beim Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
ein Hauptbetriebsrat gebildet. 


n. Zuſammenſetzung. 
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Die Zuſammenſetzung der örtlichen Betriebsvertretungen beſtimmt fich nach den Vorſchriften des 
5 zung gen ) 


Belriebsrätegeſetzes. 
§ 8. 
Der Hauptbetriebsrat beſteht aus 7 Mitgliedern. 
$9. 
Zur Führung der laufenden Gefchäfte wählt der Hauptbetriebsrat aus feiner Mitte einen geſchäfts⸗ 
führenden Ausſchuß von 2 Mitgliedern. . 
§ 10. 
Bei der Zuſammenſetzung der Betriebsvertretungen ſollen die verſchiedenen Berufsgruppen der Der 
ſchäftigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmer nach Möglichkeit berückſichtigt werden. 
§ 11. 
Befinden ſich unter den Arbeitnehmern ſowohl Arbeiter wie Angeſtellte, ſo darf keine Gruppe weniger 
als 1 Vertreter haben. 
IV. Wahl. 
812. 


Die Wahl zu den örtlichen Betriebsvertretungen beſtimmt fih nach den Vorſchriften des Betriebss 


rätegeſetzes. 
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§ 13. 

Zur Wahl des Hauptbetriebsrats bilden alle Arbeitnehmer im Bereiche der Verwaltung des Miniſteriums 
für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung einen Wahlkörper. Sie wählen die Mitglieder des Hauptbetriebs⸗ 
rats aus ihrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl. 

Die Wahl der Mitglieder des Hauptbetriebsrats findet in demſelben Wahlgange mit der Wahl zu den 
örtlichen Betriebsvertretungen ſtatt. 

Wiederwahl iſt zuläſſig. 

§ 14. 

Die Leitung der Wahl des Hauptbetriebsrats liegt in der Hand eines vom Hauptbetriebsrat zu 
wählenden, aus 5 wahlberechtigten Arbeitnehmern beſtehenden Wahlvorſtandes. Der Wahlvorſtand beſtimmt 
ſeinen Vorſitzenden ſelbſt und führt die Wahl nach der Wahlordnung (Anhang 1 zum Betriebsrätegeſetz) durch. 

Die Leitung der erſten Wahl nach Inkrafttreten dieſer Verordnung liegt in der Hand eines vom 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung zu berufenden Wahlvorſtandes, der aus 5 von den bei 
den Verhandlungen über dieſe Verordnung beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen vorzuſchlagenden Arbeit 
nehmern beſteht. Das gleiche gilt im Falle des § 23 Abſ. 2 des Betriebsrätegeſetzes. 


815. 


Der Wahlvorſtand hat die Mitglieder des Hauptbetriebsrats ſpäteſtens eine Woche nach ihrer Wahl 

zur Vornahme der nach § 26 des Betriebsrätegeſetzes erforderlichen Wahl zuſammenzuberufen. 
§ 16. 

Die Wahlzeit aller Betriebsvertretungen beträgt ein Jahr. Sie beginnt mit dem 1. April eines Jahres 
und endet mit dem 31. März des nächſten Jahres. ; 3 En 

Iſt während der Wahlzeit zu einer Neuwahl zu ſchreiten, fo findet dieſe für den Neft der Wahlzeit ſtatt. 

Nach Ablauf der Wahlzeit bleiben die Mitglieder der Betriebsvertretungen noch bis zum Zuſammentritt 
der neugewählten Betriebsvertretungen im Amte. 


V. Zuftändigkeit. 
I. 
Die örtliche Betriebsvertretung iſt zuſtändig für Angelegenheiten, die aus dem örtlichen Arbeitsverhältnis 
entſpringen und nicht über den Bereich der Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung ſind. 
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Der Hauptbetriebsrat ift zuſtändig für Angelegenheiten, die über den Bereich der örtlichen Betriebs- 
vertretung hinaus von Bedeutung ſind, ſowie für ſolche, die von allgemeiner oder grundſätzlicher Bedeutung ſind. 

Er ift ferner zuſtändig für Angelegenheiten, die ihm vom Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volfs- 
bildung zur Behandlung überwieſen werden. 

$ 19. 

Ob eine Angelegenheit über den Bereich einer örtlichen Betriebsvertretung hinaus von Bedeutung iſt, 
entſcheidet im Streitfalle der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung nach Benehmen mit dem 
Hauptbetriebsrat. 

VI. Schlußbeſtimmungen. 
§ 20. 

Der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung wird ermächtigt, nach Verhandlung mit den 
beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen der Arbeitnehmer Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung 
zu erlaſſen. 

8 21. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 3. Juli 1925. 


) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Becker. 


(Rr. 12977.) Anordnung des Miniſters für Volkswohlfahrt über beſondere Verpflichtung der Gemeinden 
zur Inanſpruchnahme von Wohnungen. Vom 30. Juni 1925. ; a 


Auf Grund der §§ 1 und 6 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 ordne ich mit Zuſtimmung 
des Reichsarbeitsminiſters an: 

; „Die Gemeindebehörden, welche dem Verfügungsberechtigten allgemein oder in beſonderen 

Fällen ein Verfügungsrecht über frei werdende oder frei gewordene Wohnungen eingeräumt haben, 

find verpflichtet, ſolche Wohnungen oder Teile einer ſolchen Wohnung, für deren Überlaffung 


Vermögensvorteile irgendwelcher Art neben der geſetzlichen Miete zugunſten des Verfügungs⸗ 
berechtigten oder eines anderen gefordert, vereinbart oder gewährt werden, zu beſchlagnahmen 
und einem Wohnungſuchenden zuzuweiſen. ; ; s 

Bei der Zuweiſung haben die Gemeindebehörden in erſter Linie ſolche Wohnungſuchenden 
zu berückſichtigen, die zur Anmietung der betreffenden Wohnung berechtigt waren und ſich um 
deren Erlangung erfolglos bemüht haben. - 

Kommt zwiſchen dem von der Gemeindebehörde Zugewieſenen und dem Verfügungsberech— 
tigten innerhalb einer Woche, nachdem der Zugewieſene dem Verfügungsberechtigten bezeichnet 
worden iſt, ein Mietvertrag nicht zuſtande, ſo ſetzt auf Anrufen der Gemeindebehörde das Miete 
einigungsamt, falls für den Verfügungsberechtigten kein unverhältuismäßiger Nachteil aus der 
Vermietung an ſich oder aus der Art des Mieters zu beſorgen ift, einen Mietvertrag feft. 

Dieſe Anordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 30. Juni 1925. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Berichtigung. 

Das Geſetz über Anderungen des Beamten-Dienſteinkommensgeſetzes, über Erhöhungen der Dienſt⸗ und 
Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten, über Anderung des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für 
die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, ſowie über Anderung des Volksſchullehrer⸗Dienſt⸗ 
einkommensgeſetzes vom 6. Juni 1925 (Geſetzſamml. S. 61) wird wie folgt berichtigt: 

Im Artikel VII muß es unter c ftatt „Nr. Le! heißen „Nr. dal, 

Im Artikel X haben die 3. und 4. Zeile zu lauten „Artikels II Nr. 1 bis 3, 4 Abf. b 
und des Artikels VI mit dem 1. April 1924, hinſichtlich des Abf. e der Nr. 4 Ses Artikels II 
mit dem J. April 1925, hinſichtlich des Abſ. a der Nr. 44. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
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1. In Nr. 11 vom 19. Juni 1925 S. 135 des Miniſterialblattes der Handels- und Gewerbeverwaltung 
iſt eine Verordnung des Miniſters für Handel und Gewerbe vom 16. Juni über die Lehrlingshaltung im 
Barbier, Friſeur⸗ und Perückenmachergewerbe verkündet, die am 20. Juni in Kraft getreten ift. 

Berlin, den 16. Juni 1925. 


Preußiſches Miniſterium für Handel und Gewerbe. 


2. Im Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 134 vom 11. Juni 1925 ift eine viehſeuchenpolizeiliche Anordnung 
vom 13. Mai 1925 über die ſtaatliche Prüfung von Geflügelcholeraſerum verkündet, die am 1. Juli 1925 in 
Kraft tritt. 

Berlin, den 24. Juni 1925. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


* Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. Dezember 1924 über die Genehmigung zur 
Übernahme des Betriebs der Kreis Oldenburger Eiſenbahn durch die Elmshorn⸗Barmſtedt⸗ 
Oldesloer Eiſenbahn⸗Aktiengeſellſchaft durch das Amtsblatt der Regierung in Schleswig Nr. 23 
S. 190, ausgegeben am 6. Juni 1925; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 17. Dezember 1924 über die Außerkraft⸗ 
ſetzung der Genehmigungsurkunde über die Erhöhung des Grundkapitals der Rinteln⸗Stadthagener 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaft vom 27. Januar 1924 durch das Amtsblatt der Regierung in Caſſel 
Nr. 25 S. 149, ausgegeben am 20. Juni 1925. 
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